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1. Erhöhung der Behinde¡ten-Pausch-
beträge: Hinweise für betroffene Arbeit-
nehmer

Zum 1.1.2021 treten bei der Lohn- und Einkommen-
steuer für Menschen mit Behinderungen verschiedene
begünstigende Regelungen in Kraft, insbesondere:

t) Verdoppelung der Behinderten-Pauschbeträge,
)¡ Einführung einer behinderungsbedingten Fahrt-

kostenpauschale,
)) Verzicht auf die zusätzlichen Anspruchsvorausset-

zungen zur Gewährung eines Behinderten-Pausch-
betrages bei einem Grad der Behinderung kleiner
50.

ln einem lnformationsschreiben vom 8.12.2020 stellt
die FinVerw heraus, dass die Finanzämter bei Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern die verdoppelten
Pauschbeträge für Menschen mit Behinderung für
die meisten Fälle im LohnsteuerabzugsveÉahren
automatisch berücksichtigen. Sofern bereits
bisher ein Pauschbetrag für Menschen mit Behinde-
rung als Freibetrag in Lohnsteuerabzugsverfahren
berücksichtigt wurde, muss grundsätzlich kein neuer
Antrag auf Lohnsteuerermäßigung beim Wohn-
sitzfinanzamt gestellt werden. Vielmehr arbeiten die
Finanzämter die verdoppelten Pauschbeträge für
Menschen mit Behinderung schnellstmöglich in
die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale
(ELStAM) ein. Sofern der Erhöhungsbetrag in Einzel-
fällen erst nachträglich berücksichtigt wird, kann der
Arbeitgeber die bisherigen Lohn-/Gehaltsabrech-
nungen rückwirkend korrigieren und die zu hoch ein-
behaltene Lohnsteuer erstatten.

steuerermäßigung mitzuteilen. Dies gilt insbesonde-
re auch in den Fällen, in denen bislang ein Pausch-
betrag für Menschen mit Behinderung nicht gewährt
werden konnte, da die gesetzlichen Voraussetzun-
gen hierfür nicht erfüllt waren (2.8. Fälle mit einem
Grad der Behinderung von 20 oder Fällen mit einem
Grad der Behinderung unter 50 ohne die bislang
notwendigen zusätzlichen Anspruchsvoraussetzun-
gen),

Von einer vollautomatischen Verdoppelung der
Pauschbeträge für Menschen mit Behinderung sind
folgende Fälle ausgenommen:

u Übertragung der Pauschbeträge für Menschen mit
Behinderung durch Kinder auf Eltern,

U Übertragung der Pauschbeträge für Menschen mit
Behinderung zwischen Ehegatten und Lebens-
partnern,

)) der Lohnsteuerabzug erfolgt unter Berücksichti-
gung des Faktorverfahrens,

)) der Pauschbetrag für Menschen mit Behínderung
vefteilt sich auf mehrere Dienst-/Beschäftigungs-
verhältnisse,

)t die Grlltigkeit des Pauschbetrages für Menschen
mit Behinderung läuft zum 31 .12.202O ab.

O Handlungsempfehlung:
ln der Gehaltsabrechnung für Januar 2021 sollten betroffe-
ne Arbeitnehmer prüfen, ob diese Aspekte berücksichtigt
worden sind. Andernfalls ist zu prüfen, ob ein (erneuter) An-
trag auf Lohnsteuerermäßigung zu stellen ist. Sofern nun
erstmals Anspruch auf einen Freibetrag bei der Lohnsteuer
besteht, muss ein Antrag auf Lohnsteuerermäßigung beim
Wohnsitzfinanzamt gestellt werden.
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Sofern Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine
erstmalige Berücksichtigung eines Pauschbetra-
ges für Menschen mit Behinderung für den mo-
natlichen Lohnsteuerabzug wünschen, haben diese
dies dem für sie zuständigen Wohnsitzfinanzamt
durch Abgabe eines einmaligen Antrags auf Lohn-

2. Gorona-Pandemie: Verlängerung der
Möglichkeiten der Stundung von Steuer-
forderungen

Die FinVerw hat mit Schreiben des BMF vom
22.12.2020 (Aktenzeichen lV A 3 - S 0336/20l
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10001:025) die Möglichkeiten der Stundung von
Steuerforderungen sowie die vereinfachte Anpas-
sung von Steueruorauszahlungen verlängert. lnso-
weit gilt:

Steuerstundungen:

)) Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheb-
lich negativ von der Corona-Pandemie wirtschaft-
lich betrotfenen Stpfl. können bis zum 31.3.2021
unter Darlegung ihrer Verhäiltnisse Anträge auf
Stundung der bis zum 31 .3.2021fälligen Steuern
stellen. Die Stundungen sind längstens bis zum
30.6.20212u gewähren.

)) Über den 30.6.2021 hinaus können Anschluss-
stundungen für die bis zum 31.3.2021 fåilligen
Steuern im Zusammenhang mit einer angemesse-
nen, längstens bis zum 31.12.2021 dauernden Ra-
tenzahlungsvereinbarung gewährt werden.

t) Bei der Prtifung der Voraussetzungen fÜr diese
(Anschluss-)Stundungen sollen keine strengen
Anforderungen gestellt werden. Die Anträge sind
nicht deshalb abzulehnen, weil die Stpfl. die ent-
standenen Schäden wertmäßig nicht im Eínzelnen
nachweisen können.

)) Auf die Erhebung von Stundungszinsen kann in
den vorgenannten Fällen vezichtet werden,

Anpassung von Vorauszahlungen:

)) Die nachweislich unmittelbar und nicht unerheb-
lich negativ wirtschaftlich betrotfenen Stpfl. kön-
nen bis zum 31 .12.2021 unter Darlegung ihrer
Verhältnisse Anträge auf Anpassung der Voraus-
zahlungen auf die Einkommen- und Körperschaft-
steuer 2021 stellen. Bei der Nachprüfung der
Voraussetzungen sind keine strengen Anforderun-
gen zu stellen.

O Handlungsempfehlung:
Die FinVerw lässt offen, wann ein Stpfl. ,,nicht unerheblich

möglichst rasch
r Anträge auf An-
rden und formlos
von der Corona-

Pandemie betroffen ist, z.B. auf Grund behördlich ange-
ordneter Betriebsschließungen, wit'tschaftlichen Schwie-
rigkeiten von wichtigen Kunden, o.A,

3. Firmenwagen und Home-Office

Wird dem Arbeitnehmer ein Firmenwagen gestellt
und kann dieser auch für Fahrten zwischen Wohnung
und erster Tätigkeitsstätte genutzt werden, so gilt

- goweit nicht ausnahmsweise ein Fahñenbuch ge-
führt wird - dass grundsätzlich ein pauschaler Ansatz
in Höhe von kalendermonatlich O,Og yo des Listen-
preises für jeden Kilometer der Entfernung zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte vorzunehmen
ist. ln diesem Ansatz ist auch ein Nutzungsausfall,
etwa durch Urlaub oder Krankheit, pauschal berück-
sichtigt.

Seit einigen Monaten und voraussichtlich auch noch
in den kommenden Monaten arbeiten Arbeitnehmer
teilweise aber ganz oder fast ausschließlich im
Home-Otfice, so dass keine Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte anfallen. Hinsichtlich
der Ermittlung des geldwerten Vorteils aus einer Fir-
menwagengestellung gibt es insoweit aktuell aber
keine neuen Regelungen. Allerdings kann auf bishe-
rige Venrualtungsanweisungen zurückgegritfen wer-
den, mit denen einer nur geringfügigen Nutzung
eines überlassenen Firmenwagens Rechnung getra-
gen werden kann. lnsoweit ist zu unterscheiden zwi-
schen einerseits dem Lohnsteuerabzug durch den
Arbeitgeber und andererseits Möglichkeiten bei der
Einkommensteuererklärung des Arbeitnehmers. ln-
soweit gilt:

Lohnsteuerabzug durch den Arbeitgeber:

)t Möglich ist eine auf das Kalenderjahr bezogene
Einzelbewertung der tatsächlichen Fahrten zwi-
schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mit je-
weils 0,002 Vo des Listenpreises je Entfernungs-
kilometer für höchstens 180 Tage.

)t Der Arbeitnehmer hat gegenüber dem Arbeitge-
ber kalendermonatlich fahrzeugbezogen schrift-
lich zu erklären, an welchen Tagen (mit Datums-
angabe) er das betriebliche Kfz tatsächlich für
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-
stätte genutzt hat. Diese Erklärungen des Arbeit-
nehmers hat der Arbeitgeber als Belege zum
Lohn konto aufzu bewahren. Aus Verei nfach un gs-
gruinden kann für den Lohnsteuerabzug jeweils
die Erklärung des Vormonats zu Grunde gelegt
werden.

>¡ Wirci im Lohnsteuerabzugsverfahren eine Êinzei-
bewertung der tatsächlichen Fahrten zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte vorgenom-
men, so hat der Arbeítgeber für alle dem Arbeit-
nehmer überlassenen betrieblichen Kraftfahr-
zeuge eine jahresbezogene Begrenzung auf
rnsg
natli

esamt 180 Fahrten vorzunehmen. Eine mo-
che Begrenzung auf 15 Fahrten ist ausge-

schlossen.

!l Der Arbeitgeber muss die Anwendung der
0,03 %-Regelung oder der Einzelbewertung für je-
des Kalenderjahr einheitlich für alle dem Arbeit-
nehmer überlassenen betrieblichen Kfz festlegen.
Die Methode darf während des Kalenderjahres
nicht gewechselt werden.

Einkommensteuererklärung des Arbeitnehmers:

)¡ lm Rahmen seiner Einkommensteuerveranlagung
ist der Arbeitnehmer nicht an die im Lohnsteue-
rabzugsverfahren angewandte 0,03 %-Regelung
gebunden und kann einheitlich für alle ihm über-
lassenen betrieblichen Kfzfür das gesamte Kalen-
derjahr zur Einzelbeweftung wechseln. Hierzu
muss der Arbeitnehmer fahrzeugbezogen darle-
gen, an welchen Tagen (mit Datumsangabe) er
das betriebliche Kfz tatsächlich für Fahrten zwi-
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schen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte ge-
nutzt hat.

)) Zudem hat er durch geeignete Belege glaubhaft
zu machen, dass und in welcher Höhe der Arbeit-
geber den Zuschlag mit 0,03 %o des Listenpreises
für jeden Kilometer der Entfernung zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte ermittelt und ver-
steuert hat. Hierzu können z.B. Gehaltsabrech-
nungen, die die Besteuerung des Zuschlags
erkennen lassen, oder eine Bescheinigung des Ar-
beitgebers venvendet werden.

O Hinweis:

lm Einzelfall ist also für 202Q zu prLrfen, ob in der Einkom-
mensteuererklärung eine Einzelbewertung vorgenommen
werden kann. Für 2021 kann ggf. bereits im Lohnsteuerab-
zugsverfahren eine Einzelbewedung edolgen, was mit dem
Arbeitgeber abzustimmen ist,

4. Erlass von Grundsteuer fiíir 2O2O noch b¡s
zum 31 .3.2021möglich

Bleiben Erträge aus vermieteten lmmobilien aus, weil
Wohnungen oder gewerbliche Räume leer stehen,
sollte geprüft werden, ob ein Erlass der Grundsteuer
möglich ist. Eine Erstattung erfolgt, wenn sich der
normale Rohertrag bei bebauten Grundstücken um
mehr als 50 % gemindert hat und dies vom Besitzer
nicht zu vertreten war.

Der Antrag 1ür 202O ist bis zum 31 .3.2021 unter Bei-
fügung entsprechender Belege bei der zuständigen
Gemeinde bzw. in Berlin, Bremen und Hamburg beim
zuständigen Finanzamt zu stellen. Nachzuweisen ist
insbesondere, dass ein Leerstand nicht durch den
Stpfl. verschuldet ist, d.h. der Stpfl. muss seine Ver-
mietungsbemühungen z.B. in Form von lnseraten
oder der Einschaltung eines Maklers nachweisen.

Allerdings muss die Ertragsminderung mehr als 50 %
betragen. Dann erfolgt ein Erlass der Grundsteuer um
25 %. Ein Erlass in Höhe von 50 o/o ertolgl, wenn der
Ertrag für das gesamte Jahr ausgefallen ist, etwa weil
die Wohnung komplett leer stand, der Mieter nicht
zahlte oder die Räume nicht nutzbar waren.

Grund für einen Erlassantrag können auch Mietaus-
fälle, z.B. wegen Zahlungsunfähigkeit des Mieters
sein. Gerade auf Grund der teilweisen Nutzungsein-
schränkungen in 2020 bspw, beifür Gastronomiebe-
triebe oder Einzelhandelsbetriebe genutzten lmmobi-
lien kann dies vermehrt gegeben sein.

O Handlungsempfehlung:

Ein Antrag auf Grundsteuererlass ist zwingend bis zum
31 .3.2021 zu stellen. lnsoweit handelt es sich um eine Aus-
schlussfrist. Daher sollte rechtzeitig geprüft werden, ob ein
solcher Antrag in Frage kommt. Um den Termin einzuhal-
ten, reicht erst einmal die Vorlage des Antragsschreibens.
Die Begründungen und Nachweise für ausbleibende Miet-
erlräge können nachgereicht werden.

5. Grundrente: Änderungen für Minijobber ab
1.1.2021

Ab dem Jahr 2O21 gilt die Grundrente. Dies ist ein
Zuschlag zur durch die Rentenversicherung gezahl-
ten Rente zur Aufstockung auf ein Niveau, welches
eine ausreichende Absicherung gewährleistet. Von
der Grundrente können sowohl Personen, die bereits
eine Rente erhalten (die sogenannten Bestandsrent-
ner), aber auch zukünftige Bezieher einer Rente
der gesetzlichen Rentenversicherung profitieren.
Um eine Grundrente beziehen zu können, sind min-
destens 33 Jahre mit Pflichtbeiträgen zur Rentenver-
sicherung aus Beschäftigung, Kindereaiehung oder
Pflegetätigkeit erforderlich. Das sind sogenannte
Grundrentenzeiten.

Ein Minijob hat keinen Einfluss auf die Höhe der
Grundrente. Allerdings werden für die Grundrenten-
zeiten auch die Zeiten hinzugerechnet, in denen
Minijobber eigene Beiträge zur Rentenversicherung
gezahlt haben. Damit gilt: Allein durch Minijobs kann
eine Grundrente nicht erreicht werden, da die Zeiten
des Minijobs selbst für die Berechnung des Grund-
rentenzuschlags nicht berücksichtigt werden. Je-
doch kann der Minijob dazu beitragen, die geforder-
ten 33 Jahre für den Anspruch auf die Grundrente zu
erreichen.

O Handlungsempfehlung:

Betroffene Arbeitnehmer, also solche, die eine Zeitlang in
einem sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsver-
hältnis gestanden und nun einen Minijob haben, sollten
überprüfen, ob freiwillige Rentenversicherungsbeiträge
sinnvoll sind, sie also auf die Befreiung von der Rentenver-
sicherungspflicht verzichten sollten.

O Hinweis:

Arbeitnehmer, die von ihrem Recht Gebrauch gemacht ha-
ben, sich von der Rentenversicherungspflicht im 450 €-Mi-
nijob befreien zu lassen, eniverben keine Grundrentenzei-
ten. Sie sparen sich damit den Eigenanteil von 3,6%o. Der
Arbeitgeber zahlt dann zwar weiterhin seinen Pauschalbei-
trag von 15 %, allerdings erwirbt der Arbeitnehmer da-
durch keine Pflichtbeitragszeiten.

6. Steuerermäß¡gung für Handwerker-
leistungen bzw. haushaltsnahe Dienst-
leistungen: Straßenreinigung, Hand-
werkerleistung in e¡ner Werkstatt

Der BFH hat mit zwei Urteilen vom 13.5,2020 (Ak-
tenzeichen Vl R7/18 und Vl R 4/18) die Bedingun-
gen für die Gewährung der Steuerermäßigung für
Handwerkerleistungen bzw. haushaltsnahe Dienst-
leistungen konkretisiert und zu Lasten der Stpfl. ein-
geschränkt:

)) Die Reinigung der Fahrbahn einer öffentlichen
Straße ist - anders als die Reinigung des ötfent-
lichen Gehwegs vor dem Haus - nicht als haus-
haltsnahe Dienstleistung begünstigt.
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)) Soweit Arbeiten in der Werkstatt eines Hand-
werkers erbracht werden, sind die darauf entfal-
lenden Lohnkosten nicht begünstigt.

lm Streitfall wurde die Steuerermäßigung u.a. für
Tischlerarbeiten und Straßenreinigung geltend ge-
macht. Bei den Tischlerarbeiten handelte es sich
um die Reparatur eines Hoftores, das vom Tischler
ausgebaut, in seiner Werkstatt in Stand gesetzt und
anschließend wieder eingebaut worden war. Die
Straßenreinigung wurde vom Land Berlin als ötfent-
liche Aufgabe für die Anlieger durchgeführt. Die Kos-
ten hierfür hatten die Anlieger zu 75 %o zu tragen.

Der BFH bestätigt dieAutfassung der FinVerw, dass die
Kosten der Straßenreinigung nicht begünstigt sind. Bei
einer haushaltsnahen Dienstleistung muss es sich um
Tätigkeiten handeln, die ansonsten üblicherweise von
Familienmitgliedern erbracht und in unmittelbarem
räumlichem Zusammenhang zum Haushalt durchge-
führt werden und dem Haushalt dienen, An diesem Zu-
sammenhang fehlt es in Bezug auf die öffentliche Fahr-
bahn, denn der Haushalt endet an der,,Bordsteinkan-
te", d.h. mit dem öffentlichen Gehweg.

O Hinweis:
Anders ist dies für Kosten der Reinigung und Schneeräu-
mung des Gehwegs, weil entsprechende Dienstleistun-
gen notwendiger Annex zur Haushaltsführung und deshalb
nicht nur anteilig, soweit sie auf Privatgelände entfallen,
sondern in vollem Umfang begünstigt sind.

Weiterhin wurde entschieden, dass die Tischlerarbei-
ten nur insoweit steuerlich begünstigt sind, als diese
im Haushalt des Stpfl. erbracht werden. Nach dem
eindeutigen Gesetzeswodlaut sind Leistungen, die
außerhalb des Haushalts erbracht werden, nicht be-
günstigt, auch wenn sie für den Haushalt erbracht
..,Ã,¿¡^ñ l*¡a...ai+ l-amm+ ^^ ^' ,f ¿lia +a+aÄ¡].l¡^L^ EevvgruEtt. iltÐvvvgtt 
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bringung der Leistung an. Die räumlich-funktionale
Verbindung zum Haushalt kann nicht allein dadurch
begründet werden, dass sich die Handwerkerleis-
tung auf einen Haushaltsgegenstand bezieht.

O Handlungsempfehlung:
Mithin muss in diesen Fällen eineAufteilung derArbeitskos-
ten in einen,,Werkstattlohn" und in einen ,,Vor-Ort-Lohn" er-
folgen. Diese Aufteilung sollte daher bereits in der Handwer-
kerrechnung erfolgen.

7. Werbungskostenabzug bei Auslands(pra-
xis-)semestern

Der BFH hat mit Urteil vom 14.5.2020 (Aktenzeiohen
Vl R 3/18) entschieden, dass Studierende Unter-
kunftskosten und Verpflegungsmehraufwendungen
eines Auslandsemesters als vorab entstandene Wer-
bungskosten geltend machen können, wenn sie be-
relts elne Erstausblldung abgeschlossen haben. Ent-
sprechendes gilt in der Regel auch für Studierende,
die im Rahmen ihres Studiums ein Praxissemester
oder PraKikum ableisten können bzw. müssen und
dabei ein Dienstverhältnis begründen.

Entscheidend ist insoweit, dass der Studierende bei
Ableistung des Auslandssemesters der inländischen
Hochschule zugeordnet bleibe und diese damit
weiterhin,,erste Tätigkeitsstätte" im steuerlichen
Sinne darstellt. Damit können die Kosten des
Auslandssemesters nach Werbungskostengrundsät-
zen angesetzt werden. Kosten für Unterkunft und
Verpflegungsmehraufwand im Ausland seien des-
halb als vorweggenommene Werbungskosten
steuerlich zu berücksichtigen, auch wenn kine dop-
pelte Haushaltsfiihrung vorliege.

O Hinweis:
Von dieser Rechtsprechung profitieren allerdings nur Studie-
rende, die bereits eine Erstausbildung (Berufsausbildung
oder Bachelorstudiengang) abgeschlossen haben oder bei
denen das Studium im Rahmen eines Dienstverhältnisses
stattfindet (duales Studium). Aufwendungen fflr dle erste
Ausbildung (Berufsausbildung oder Studium) sind dagegen
vom Werbungskostenabzug gesetzl ich ausgenommen.

O Handlungsempfehlung:
ln einschlägigen Fällen sollten daher Belege über die Auf-
wendungen des Auslandssemesters aufbewahrt und für
das Jahr eine Steuererklärung abgegeben werden, in der
die vorweggenommenen Werbungskosten erklärt werden.
Dies führt dann im Regelfall zu einer entsprechenden Fest-
stellung des entstandenen Verlustes, der in späteren Jah-
ren mit Einkünften verrechnet werden kann.

8. Finanzveruraltung ändert Definition für
Werklieferungen

Mit Sehreiben vom 1"10.2020 (Aktenzeichen lll C 2 -
57112/19/10001 :00) hat das BMF die Definition von
Werklieferungen im Umsatzsteuer-Anwendungser-
lass überarbeitet: Für eine Werklieferung ist es nun
erforderlich, dass zu der Verschafiung der Veñü-
gungsmacht die Be- oder Verarbeitung eines frem-
den Gegenstands dazukommt. Fehlt es an der Be-
oder Verarbeitung eines fremden Gegenstands bzw.
werden ausschließlich eigene Gegenstände des Leis-
tenden be- oder verarbeitet, liegt demnach keine
Werklieferung vor.

O Handlungsempfehlungr
Bedeutung hat diese Änderung insbesondere für im Aus-
land ansässige Unternehmer, die in Deutschland lediglich
Montagelieferungen und damit keine Werklieferungen
i,S.d. oben genannten Definition ausführen. Diese müssen
sich nun hier registrieren und deutsche Umsatzsteuer be-
rechnen, Denn der Steuerschuldübergang kommt nur für
Werklieferungen eines im Ausland ansässigen Unterneh-
mers zur Anwendung. lnsc¡weit rtuss auch der Leistungs-
empfänger prüfen, ob der leistende Unternehmer berech-
tigt ist, das Reverse-Charge-VeÉahren in Anspruch zu neh-
men,

O Hinweie:
Das Schreiben des BMF legt eine Übergangsfrist b¡s zum
31 .12.2020 fest, Demnach wird nicht beanstandet, wenn
bis zu diesem Zeitpunkt noch eine Werklieferung ange-
nommen wird, auch wenn keine fremden Gegenstände
be- oder verarbeltet werden.
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